Tobias Schulze
Gute Hochschulen – offen und öffentlich finanziert

Kann man Gebührenfreiheit noch begründen? - 5 Argumente aus Berliner Sicht

„Die Deutschen, und sie nicht allein, besitzen die Gabe, die Wissenschaften unzugänglich zu machen.“ Goethe
1. Hochschulbildung ist vor allem ein öffentliches Gut.

In den letzten 30 Jahren ist der Prozess der Verwissenschaftlichung weiter Lebens- und Arbeitsbereiche fortgeschritten, was die Anforderungen an Bildung und Ausbildung deutlich erhöht hat. Die  Politik hat damals richtig mit der Expansion von Bildungsmöglichkeiten an Hochschulen reagiert und die Studiengebühren abgeschafft. Dieser bildungspolitische Ansatz wird seit Anfang der achtziger Jahre mit wachsendem Erfolg bekämpft.

Die Grundlinie der Linkspartei.PDS in dieser Frage sieht Hochschulbildung als öffentliches Gut – im Unterschied zu marktliberalen Ansätzen. Hochschulen beziehen ihre besondere Qualität aus der Einheit von Forschung und Lehre. Sie forschen aus dem Drang nach Wissenserwerb – natürlich abhängig von den Bedürfnissen der sie alimentierenden Gesellschaft.  Wachsende Teile der Gesellschaft partizipieren am Forschungsprozess, indem sie ein Studium absolvieren, gelegentlich auch eine Promotion anschließen. Forschung und Lehre sind nicht zu trennen, auch nicht in ihrer Finanzierungsweise. 

Heute ist Hochschulbildung eine in vielen Berufsfeldern zwingend erforderliche Qualifikation und kein Privileg großbürgerlicher Entscheidereliten. Sie wird in der Tendenz vom Minderheiten- zum Mehrheitenphänomen, ähnlich wie der Besuch der allgemeinbildenden Schulen im vorletzten Jahrhundert. Viele Regierungen haben dies begriffen und ermöglichen ihren BürgerInnen den Besuch von Hochschulen, z.B. in Skandinavien oder den Niederlanden weit mehr als 70%. Andere Länder wie Großbritannien erlauben neben dem gestiegenem Staatszuschuss das Erheben von Gebühren und zwingen die Studierenden so in verwertungsnähere Studiengänge. In jedem Fall jedoch ist die öffentliche Finanzierung der Schlüssel zur Bildungsexpansion.
Zusätzlich entwickelt sich jedoch mit den Produktivkräften die Anforderung an deren politisch-gesellschaftliche Beherrschung durch ein demokratisches Gemeinwesen. Dabei ist Hochschulbildung ohne Verwertungsdruck als Fähigkeit zur sozialen Innovation und zur Irritation von Vermachtungsprozessen gefragt. Es geht nicht um „Wärmestuben“ für Bürgerkinder, wie Gegner einer sozial verantwortungsvollen, kritischen Wissenschaft meinen, sondern um Lösungen für drängende Probleme unserer Zeit. Gerade hier, aber auch in der Grundlagenforschung sind die externen Effekte sichtbar: der Nutzen für die Gesamtgesellschaft.

Mit einer politisch gewünschten Umwandlung zum Mehrheitsgut, die vorrangig auf ökonomischen Prozessen aber auch auf sozialen Bedürfnissen beruht, verliert Hochschulbildung ihren Status als teilprivates Gut, das einer Minderheit relevante individuelle Vorteile über die Mehrheit der Bevölkerung sichert. Die Politik hat diese Veränderung zur Kenntnis zu nehmen und aufzuschließen – Deutschland insgesamt (Berlin weniger) hinkt den Notwendigkeiten hinterher, was generell die Ausstattung mit wissenschaftlicher Kapazität und Studienplätzen angeht. Die hochschulpolitische Rechte will diese Expansion mit privater Beteiligung und Binnendifferenzierung in der Hochschullandschaft erzwingen – billig und schnell für die Masse, teuer und gut für die Elite. Die Linke dagegen will offene, öffentlich finanzierte Hochschulen mit hoher Qualität und eigenständigen Profilen, die gesamtgesellschaftliche Verantwortung tragen – Ausbildungsstätten, Wissensspeicher und Orte kritischer Reflexion und Erneuerung.
Hochschulbildung ist aus unserer Sicht heute und noch mehr zukünftig ein öffentliches Gut, dessen individueller Nutzen überwiegend der Nutzen aller ist. Ein solches Gut ist über ein gerechtes Steuersystem zu finanzieren, das die stärkeren Schultern deutlich mehr tragen lässt als die schwachen. 

2. Es gibt keine sozial verträglichen Gebühren.

CDU/CSU und SPD proklamierten in Wahlkämpfen, man werde nur Gebühren fürs Studium einführen, wenn die Sozialverträglichkeit gesichert und die Einführung durch flächendeckende Stipendienprogramme begleitet werde. Auch müsse erst nach dem Eintritt ins Berufsleben gezahlt werden.

Die Realität 2006 sieht anders aus: in den entsprechenden Ländern zahlt man sofort – notfalls mit Krediten abgedeckt. Ausnahmeklauseln aus sozialen Gründen gibt es nur in wenigen Fällen, nicht mal BAFöG-EmpfängerInnen sind befreit. So entfalten Gebühren noch mal stärker die abschreckende Wirkung, die von allen Kritikern befürchtet worden war: junge Menschen aus sozial schwächeren Familien entscheiden sich aus Kostengründen gegen ein Studium. 

Das prominente Argument vom Arztsohn, dem von der Einkommenssteuer der Krankenschwester sein Studium finanziert werde, ist zynisch. Es meint, Studiengebühren seien sozial, weil die Studierenden, die 
a.) sowieso aus reichem Elternhause kommen, 
b.) ihr zukünftig besseres Einkommen nicht auf Kosten der ärmeren Nichtakademiker erarbeiten sollten. 
Das Bild schlägt fehl. Erstens wollen die, die es benutzen, die Erbfolge sozialer Ungleichheit im Bildungszugang mit Gebühren noch zusätzlich zementieren und zweitens den reichen Arzt aus seiner Steuerpflicht entlassen.  Mit dem gleichen Argument kann man auch Schulgeld auf Gymnasien verlangen. Und drittens ist es sachlich falsch, weil der verbliebene Rest von Steuergerechtigkeit den Arzt immer noch per Saldo zum Nettozahler macht, der das Studium seines Sohnes selber zahlt. 

Wir finden, dass der Hochschulzugang darf nicht vom Geldbeutel der Eltern abhängen, nicht vom vollen und nicht vom leeren Geldbeutel, das ist eine Frage der Generationen- und Chancengerechtigkeit und eine Frage der Selbständigkeit junger Menschen. Wir wollen, dass der gut verdiendende Arzt und der noch viel besser verdienende Pharmakonzern das Studium des Arztsohnes und das der Krankenschwestertochter bezahlen – über ein gerechteres Steuersystem.
3. Studiengebühren von 500 Euro tragen kaum etwas zur Finanzierung der Hochschulen bei.

Das Hauptargument der BefürworterInnen des Bezahlstudiums ist die Finanzknappheit der Hochschulen. Mit Studiengebühren, so heißt es, könnten neue Studienplätze geschaffen, die Lehrbedingungen verbessert und das Studium effektiviert werden. Dass dies nicht durch Studiengebühren von 500 Euro geleistet werden kann, zeigt eine Modellrechnung: Von 130.000 Studierenden würden realistischerweise durch Exmatrikulationen, Ausnahmeregelungen usw. 100.000 die genannten 1000€ jährlich bezahlen. Das wären 100 Mio. Euro. Der Finanzsenator behielte die angekündigten 50% für die Konsolidierung des Landeshaushalts ein. Die Hochschulen erhielten also 50 Mio. Euro für die Verbesserung ihrer Leistungen. Das macht bei einem Gesamtzuschuss von 1,39 Mrd. Euro knapp 3% aus. Unter dem Strich: keine Lösung, sondern eine Verschärfung von wissenschaftspolitischen Problemen wie sozialer Selektivität und zunehmende Unterordnung unter Vewertungsinteressen der Wirtschaft. 
Wenn Konservative mit Studiengebühren von 500 Euro Heilsversprechen machen, dann muss allen klar sein, dass eher das Fünffache eingenommen werden muss, um substanzielle Verbesserungen der Ausstattung zu erreichen.
4. Berlin will nicht die zahlungskräftigeren, sondern die besseren Studierenden.

73,5 % der Berliner Abiturientinnen bleiben zum Studieren in Berlin, sie lasten jedoch nur 46 % der hiesigen Studienplätze aus. Berlin bietet also deutlich mehr Plätze an, als es für die „Landeskinder“ benötigt, die in der deutlichen Mehrheit an den „eigenen“ Hochschulen ankommen. Dass die Wissenschaft sich gerade in Berlin so entwickelt hat, ist historisch bedingt. Der Westteil konnte mit üppigsten Bundeszuschüssen das Aushängeschild polieren, der Ostteil war als Hauptstadt das Wissenschaftszentrum der DDR.

Für uns stellen die Hochschulen, ihre Lehrenden und die Studierenden eine wichtige Zukunftsressource dar. Mit seinen immer noch überdurchschnittlichen Hochschulkapazitäten ist Berlin heute Vorreiter, nicht Nachzügler. Das ist gut so, muss aber bezahlt werden – besonders schwierig in einem Haushaltsnotlageland. Den gegenteiligen Saldo weisen Länder wie Brandenburg, Niedersachsen und Hessen u.a. auf. Diese Länder „exportieren“ Studierwillige und entziehen sich ihrer Pflicht zur Finanzierung von Studienplätzen. Berlin braucht deshalb einen bundesweiten Finanzausgleich im Hochschulwesen.

Dieses Modell haben wir bereits seit 2001 diskutiert – auch der neue Wissenschaftssenator Zöllner ist ein Verfechter einer solchen Lösung. Mit der Einführung eines Vorteilsausgleichs der Länder nach dem Schweizer Modell könnte die reale Lastenverteilung der Länder bei der Hochschulfinanzierung endlich gerechter gestaltet werden. Wie die Kantone in der Schweiz sollten die Bundesländer für ihre AbiturientInnen die Vollkosten des Hochschulstudiums übernehmen. Damit würden die Hochschulen um die Studierenden konkurrieren, da diese die Finanzierung ihrer Studienplätze mitbringen. Die Länder wären motiviert, gute Hochschulen zu unterhalten und Studierende aus anderen Ländern zu gewinnen. Länder mit Ausbildungskapazitäten über den eigenen Bedarf hinaus (wie Berlin) erlangten endlich eine Chance, Erstattung für ihre erhöhten Aufwendungen zu erhalten. In einem ersten Schritt könnte der Bund die Kosten für die ausländischen Studierenden übernehmen. Es versteht sich, dass in einem solchen System Länder ohne Studiengebühren Wettbewerbsvorteile hätten.

Wir wollen nicht den Abschreckungseffekt von Studiengebühren nutzen, um die BewerberInnenzahlen aus anderen Ländern zu senken. Denn wir müssten Studiengebühren für alle einführen, eine verfassungskonforme Ausnahme von Landeskindern ist nicht bekannt. Eine solche Regelung widerspräche aus linker Perspektive auch dem Prinzip einer Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse im föderalen Bundesstaat. 

Wenn die Einführung von Studiengebühren in anderen Bundesländern dazu führt, dass Berlin als Studienort noch attraktiver wird, dann müssen die Berliner Hochschulen über Zulassungsverfahren die geeignetsten auswählen. Dabei haben bereits jetzt - wie oben angegeben - Berliner AbiturientInnen beste Chancen.
5. Wer das Studium verbessern will, muss in den Hochschulen verändern.

.Eine gängige Begründung für Studiengebühren ist das der Verbesserung der Lehre. Dabei wird auf einen Marktmechanismus verwiesen, nach dem Studierwillige eine individuelle Investitionsentscheidung treffen würden und sich nach der Qualität des Studiums entscheiden, an welche Uni sie ihr Geld tragen wollen. Die Hochschulen ihrerseits wären interessiert an zahlungskräftigen Studierenden und würden deshalb ihre Studienqualität verbessern. 

Dieses Modell scheitert an der Realität: zum einen würden viele weitere Faktoren, z.B. die Attraktivität des Hochschulstandorts, den der Studienqualität überlagern, zum anderen können AbiturientInnen die Qualität eines Studiums kaum einschätzen und müssten sich auf sehr zweifelhafte Rankings oder sogar auf das Marketing der Hochschulen verlassen. Und nicht zuletzt bedingt solch ein Wettbewerb Studiengebühren in einer Höhe, die weit über den derzeit eingeführten Einheitsgebühren von 500 Euro lägen. Berlin könnte zwar die Attraktivität der Stadt in klingende Münze umwandeln, dies hätte mit der Qualität des Studiums allerdings nichts zu tun. Kurz und gut: der Bildungsmarkt ist ein Märchen. 

Hochschulen sind komplexe Einrichtungen. Wer die Qualität ihrer Leistungen verbessern will, muss in den Mikrostrukturen arbeiten. Und das betrifft dann durchaus alle Beteiligten, nicht nur die Landespolitik. Diese ist jedoch gefragt, wenn es darum geht, die Ressourcen und den richtigen hochschulrechtlichen Rahmen zu geben. Und sie hat in den Zeiten wachsender Autonomie die Qualität der Hochschulen und die des Studiums kontinuierlich zu prüfen und einzufordern. Dabei ist das Informationsdefizit im Bereich Lehre abzubauen: die Politik und die Öffentlichkeit sollen wissen, aus welchen Gründen und zu welchem Zeitpunkt Studien abgebrochen werden, wie viele Lehrveranstaltung angeboten und wie diese von den Studierenden bewertet werden.
In der internen Kapazitätsverteilung sollte die Nachfrage eine größere Rolle spielen. Damit ist dem Umstand abzuhelfen, dass viele Berliner Studiengänge auf Dauer nicht ausgelastet sind, während andere seit Jahren unter Überlast und NCs zu leiden haben, die in Richtung 1,0 steigen. Wenn bei der Kapazitätsverteilung der studentischen Nachfrage ein größeres Gewicht gegenüber Drittmitteleinwerbung und Exzellenzwettbewerb eingeräumt würde, ließe sich das Problem der Überbuchung nicht lösen, aber deutlich entschärfen.
Ein Hauptargument für das Bezahlstudium, auch in der Form von Langzeitgebühren oder Studienkonten, liegt im einzufordernden sparsamen Umgang mit den Ressourcen der Hochschulen. Auch hier lohnt ein Blick weg vom Stammtisch in die wissenschaftspolitische Realität: die Hochschulen haben das Recht bekommen, jeden oder jede, die Zwischen- oder Abschlussprüfung nicht in einer bestimmten Zeit abschließen, zu exmatrikulieren. Dieses Recht nehmen sie wahr, weil sie im System der Hochschulverträge für kurze Studienzeiten durch höhere Zuweisungen belohnt werden. Dies war nicht unser politischer Wille und führt zu Fehlentwicklungen – auf jeden Fall entkräftet es das Argument der faulen Langzeitstudierenden, die der Uni und den Sozialkassen auf der Tasche liegen. 

In den neuen Studiengängen Bachelor und Master, die in Module aufgeteilt sind, wird jede nicht bestandene Klausur und jede nicht abgegebene Hausarbeit akribisch notiert. Es ist schlicht nicht möglich, eingeschrieben zu sein und nicht zu studieren. Deshalb sinken die Studienzeiten in Berlin.
Nun gibt es ja auch den Vorwurf, unter anderem geäußert von Wissenschaftssenator Zöllner
, dass die jungen Menschen zu viele Angebote wahrnehmen. In dem von ihm angesprochenen Beispiel der begehrten Sprachkurse, die im Regelfall nicht Pflicht-, sondern Wahlangebot sind und zum Teil bereits kostenpflichtig, mag es das Problem geben. Im Regelangebot der Studiengänge ist dieses Problem kaum bekannt. Im Gegenteil: die Studienpläne der neuen modularisierten Studiengänge sind so ausgefüllt und strukturiert, dass das wünschenswerte Wahrnehmen eines eigenständigen „Blicks über den Tellerrand“ kaum noch stattfinden kann. 
Der eigentliche Wert einer hochschulischen, oder gar universitären Bildung, das proklamierte Ziel des Bologna-Prozesses ist das eigenständige, qualifizierte Setzen von Schwerpunkten im Studieninhalt, Studienort und Studienform. An der Eröffnung dieser Möglichkeiten sollte sich eine fortschrittliche Hochschulpolitik abarbeiten, nicht an Stammtischargumenten gegen junge Menschen, die – je nach Belieben - mal zu viel und mal zu wenig studieren und denen man in jedem Fall Geld dafür abnehmen muss.
Doch auch die Studierenden, die eben keine Kunden, sondern Mitglieder an ihrer Hochschule sind, müssen sich verstärkt einbringen. Eine Konsumhaltung ist der Verantwortung für das eigene Studium nicht angemessen. Studienordnungen wollen bearbeitet, Lehrqualität evaluiert und Berufungen mit entschieden werden. Wer für die akademische Selbstverwaltung nichts übrig hat, darf nicht über die Qualität seines Studiums meckern. Wer in Kauf nimmt, dass eine demokratische Hochschulsteuerung scheitert, spielt den Marktbefürwortern in die Hände. Der Kampf gegen Studiengebühren ist der Kampf um qualitativ gute, profilierte Hochschulen, deren Nutzen für die Allgemeinheit sichtbar ist. Nur wenn dieser erfolgreich ist, kann man die Menschen von den Vorteilen der öffentlichen Finanzierung aus Steuermitteln auf Dauer überzeugen.
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